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Er hätte sich rechtzeitig ins Ausland absetzen
und damit retten können. Denn Michail Cho-
dorkowski war gewarnt. Schon im Jahr 2000

machte der neue russische Präsident Wladimir Pu-
tin den einbestellten Oligarchen klar, dass sie mit
Konsequenzen rechnen müssten, wenn sie sich in
die Politik einmischten. Adressat der deutlichsten
Drohung war Chodorkowski, Chef des Ölkonzerns
Yukos und damals reichster Mann Russlands mit so-
zialem Engagement und politischen Ambitionen.

Chodorkowski wird bis 2016, dem
Jahr der übernächsten Präsident-
schaftswahlen, im Gefängnis bleiben.
In zwei politischen Schauprozessen
erhielt er wegen Steuerhinterziehung,
Betrugs und Öldiebstahls insgesamt
14 Jahre Haft, die jüngst im Beru-
fungsverfahren auf 13 Jahre reduziert
wurden.

Jeden Tag bereue er seine Entschei-
dung, nicht zu fliehen, schreibt Cho-
dorkowski in seinen soeben erschie-
nenen Briefen aus dem Gefängnis.
Und zugleich bereue er sie nicht. „Ich
hätte mit einer Ausreise nicht leben

können.“ Die Geschehnisse, die Chodorkowski in
seinen Briefen reflektiert, seine Visionen für die Zu-
kunft des Landes dokumentieren ein janusköpfiges
Russland: jenes des realen Putinismus, in dem Un-
sicherheit und Misstrauen der Machtelite gegenüber
dem eigenen Volk die Hauptantriebskräfte sind; und
jenes, das in Pluralismus, Offenheit und Medienfrei-
heit den einzigen Weg zu nachhaltiger Modernisie-
rung sieht.

Über den derzeitigen Präsidenten Dmitri Medwe-
dew schrieb die prominente Schriftstel-
lerin Ljudmila Ulitzkaja, mit der Cho-
dorkowski wie mit anderen Intellektuel-
len einen Briefwechsel führte: „Wenn
sie Chodorkowski freilassen, dann ist
Medwedew ein unabhängiger Politiker.
Falls nicht, ist er eine Marionette.“ Cho-
dorkowski bleibt in Haft. Seine Briefe
sind trotz der Abgründe, in die sie bli-
cken lassen, Dokumente der Hoffnung.

Josef Kirchengast
Michail Chodorkowski:
„Briefe aus dem Gefängnis“. Aus dem Russi-
schen von Birgit Veit und Ganna-Maria Braun-
gardt. Knaus 2011, 20,60 Euro
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Grasser wurde lange
geschont, jetzt nicht mehr

Die verfolgte
Unschuld hat
er immer
noch gut
drauf, die
scheinplausi-
ble Empörung
auch. Und die
Verschleie-

rung von Tatsachen natürlich
ganz besonders. Dennoch hat
Karl-Heinz Grasser – wie jeder
Beschuldigte – ein Anrecht auf
Gehör, auch und gerade durch
die kritischen Medien. Aller-
dings muss man bei ihm – wie
immer – den kleinen, sehr
kleinen Kern der Realität von
seinen bombastischen Be-
hauptungen trennen, um zu
einem halbwegs brauchbaren
Ergebnis zu kommen.

Grasser hat schon ein
bisschen recht. Die Jus-
tiz und die Finanzbehör-

den gehen jetzt anders mit
ihm um als früher, nämlich
härter. Vielleicht neuerdings
auch ein bisschen unfair. Da-
raus bastelt KHG ein Drama
mit ihm als dem größten Opfer
einer brutalen Diktatur seit
Nelson Mandela. „Man will
mich existenziell vernichten“,
„das ist Rache, Verfolgung“
durch die Justiz usw.

Die Wahrheit ist: Die Fi-
nanzbehörden und die Justiz
haben in Grassers Finanzmi-
nisterzeit und noch Jahre da-
nach seine höchst fragwürdi-
gen Aktivitäten mit Weichspü-
ler behandelt. Seit aber die In-
dizien immer dichter, der Kor-
ruptionsgeruch immer stärker,
der Anschein der politischen
Begünstigung immer augenfäl-
liger wurde und die Medien
(auch einst wohlgesinnte) im-
mer kritischer – seither hat die
Justiz eine andere, schärfere
Gangart eingelegt. Und sie
greift, um den Eindruck der
Begünstigung zu verwischen,
zu populistischen Maßnah-
men, wie eben der Bekanntga-
be von Hausdurchsuchungen
per Presseaussendung.

Aber Hausdurchsuchungen
sind in einem so großen Fall –
es geht konkret um den Ver-
dacht der Steuerhinterziehung
in Millionenhöhe, und zwar
teilweise noch als Finanzmi-
nister – etwas vollkommen
Normales. Grasser wurde lan-
ge auffällig geschont, jetzt geht
es in die andere Richtung.

Eine kurze Rekapitulation.
Noch als Finanzminister lässt
sich Grasser von einer mächti-
gen Interessenvertretung, der
Industriellenvereinigung, eine
Homepage um fast 300.000
Euro schenken. Untergebene
und die Staatsanwaltschaft
waschen in rein.

Jahre später sagt im Immofi-
nanz-Skandal ein Manager
aus, es seien bei der Privatisie-
rung der Buwog enorme Provi-
sionen an die Freunderln des
zuständigen Finanzministers
Grasser geflossen. Die Justiz
tut ein Dreivierteljahr nichts.
Dann entwickelt ein Staats-
anwalt einen gewissen Unter-
suchungseifer – und hast-du’s-
nicht-gesehen verlässt der die
Justiz und geht als Konzipient
(!) zu einem Anwalt.

Die Klagenfurter Staatsan-
waltschaft wollte lange den
Superschnitt nicht angreifen,
den eine Insiderpartie, darun-
ter auch Grasser – „im Auftrag
meiner Schwiegermutter“ (!) -
bei der Kapitalerhöhung der
Hypo Alpe Adria gemacht hat.
Jetzt werden doch Konten ge-
öffnet.

Der Verdacht liegt auf der
Hand, dass Grasser zu-
nächst lange von der

Justiz (mit politischer Rücken-
deckung) geschützt wurde und
nun, nachdem das einfach aus
sachlichen Gründen nicht
mehr geht, das Steuer herum-
gerissen wird – die österrei-
chische Form des „Natürlich
war und ist da Politik im
Spiel“. An der zugrundelie-
genden massiven Verdachtsla-
ge ändert das nichts.
hans.rauscher@derStandard.at

Kompetenzen übertragen bekom-
men, die ihnen jetzt noch vorent-
halten werden. Ferner, die gegen-
wärtige Krise zeigt, dass die Über-
zeugungskraft der EU (Soft Power)
die sogenannten Bonner Verfüg-
nisse ersetzen können.

Drittens, das Dayton-Abkom-
mens, das den Krieg in Bosnien
und Herzegowina im Jahr 1995 be-
endete, muss auf den Stand der
heutigen Entwicklungen gebracht
werden. Man sollte sich nicht da-
vor scheuen, die Büchse der Pan-
dora zu öffnen, um die Hoffnung
auf eine bessere Zukunft ans Licht
zu bringen. Das Ziel der Verhand-
lungenmuss einStaat sein, der an-
strebt, Mitglied der Europäischen
Union zu werden.

Der Kompromiss lebt
Das ist unrealistisch, werden

Zweifler einwenden. Bosnische
Politiker haben jedoch bewie-
sen, dass sie zu Kompromissen
fähig sind, beispielsweise, als
es im Übereinkommen von Mra-
kovica-Sarajevo 2002 gelang,
Verfassungsgesetze gegen eth-
nische Diskriminierung zu
schaffen. Daher schlagen wir
ein „Konklave“ unter der Füh-
rung der EU mit allen relevan-
ten bosnischen Kräften und der
Teilnahme Serbiens, Kroatiens,
sowie jedenfalls der USA und
der Türkei vor.

Die rote Linie, die nicht über-
schritten werden darf, ist be-
kannt: Man kann weder eine völ-
lig Unabhängigkeit der Entitäten
anstreben, noch eine radikale
Zentralisierung. Zwischen diesen
beiden Extremen, muss das Ver-
handlungsziel ein konföderales
System sein.

Zwischen den Anhängern eines
Interventionismus, die glauben,
dass alleine das Handeln der In-
ternationalen Gemeinschaft die
Implosion in Bosnien verhindern
kann, und jenen, die im Gegensatz
dazu alleine die Bosnier für ihre
Zukunft verantwortlich sehen,
sind wir überzeugt, dass es einen
Mittelweg gibt: jenen der geteilten
Verantwortung, einer Partner-
schaft, die die Irrtümer der Ver-
gangenheit überwindet, um das
Land Brüssel näherzubringen.

WOLFGANG PETRITSCH, der ehemali-
ge Hohe Repräsentant für Bosnien und
Herzegowina, ist derzeit Leiter der stän-
digen Vertretung Österreichs bei der
OECD in Paris.
CHRISTOPHESOLIOZ ist Generalsekre-
tär des Zentrums für Europäische Inte-
grationsstrategien (CEIS) in Genf.

Mladić vor dem Richter,
Bosnien vor dem Abgrund

Wolfgang Petritsch
Christophe Solioz

Mehr als 15 Jahre nach dem
Ende des Krieges in Bos-
nien und Herzegowina

wurde endlich einer der in Euro-
pa meistgesuchten mutmaßlichen
Kriegsverbrecher festgenommen.
Da mit Radko Mladić auch der
Letzte der apokalyptischen Troika
Bosniens — nach Slobodan
Milošević (2001 festgenommen)
und Radovan Karadžić (2008) —
an den Internationalen Strafge-
richtshof in Den Haag ausgeliefert
wurde, ist eine Normalisierung
der Beziehungen zwischen den
einstigen Kriegsnationen mög-
lich. Der gemeinsamen Aufarbei-
tung der Geschichte und Versöh-
nung steht nur noch wenig entge-
gen. Serbien kann sich nun auf
den EU-Kandidatenstatus vorbe-
reiten, Bosnien jedoch ist noch
immer im Netz einer nicht enden
wollenden Nachkriegsordnung
verstrickt. Wiederkehrende Kri-
sen bestimmen den Alltag der des-
illusionierten Bürger.

Der Gesamtstaat hat nach den
Wahlen im Oktober 2010 noch
keine Regierung; die Regierungs-
bildung in der muslimisch-kroati-
sche Föderation wurde angefoch-
ten — von der Partei der bosni-
schen Kroaten wie von der Wahl-
kommission, überdies wurde
überdies wurde die separatistisch
orientierte „kroatische National-
versammlung“ wiederbelebt.

Unweit der Gedenkstädte, die
im Ort Potocari an den Genozid in
Srebrenica erinnert, 1995 wurden
dort bis zu 8000 muslimische Bos-
nier umgebracht, wird eine ortho-
doxe Kirche errichtet.

Drohung aus der Provinz
Und schließlich drohte Milorad

Dodik, die seit langer Zeit domi-
nierende Figur in der Republika
Srpska, ein Referendum über das
Justizwesen abhalten zu lassen,
das den Gesamtstaat Bosnien und
Herzegowina gefährdet hätte. Die
EU sandte Catherine Ashton aus,
um dieses Vorhaben zu stoppen.
Die Hohe Vertreterin der EU für
Außen- und Sicherheitspolitik
musste sich alsohöchstpersönlich
in das bosnische Hinterland bege-
ben, um einen Provinzpolitiker

zur Vernunft zu bringen. Diese
Manöver haben als Hauptziel den
bosnischen Staat zu destabilisie-
ren und Reformen zu verhindern.
Der Transitionsprozess zur Demo-
kratie scheint deshalb keinen Fuß
auf den Boden zu kriegen.

Zu den inneren Widerständen
kommen die Ungeschicklichkei-
ten, wenn nicht die Absenz, der
„Internationalen Gemeinschaft“
hinzu. Die USA sind anderweitig
beschäftigt undzeigenwenigLust,
die Kastanien aus dem Feuer zu
holen. Die EU spricht noch immer
nicht mit einer Stimme. Der Aus-
wärtige Dienst der EU muss selbst
erst seinen Weg finden.

Es ist jetzt höchste Zeit aus dem
bosnischen Labyrinth herauszu-
kommen. Erstens, die Föderation
Bosnien und Herzegowina, also
die muslimisch-kroatische Entität
(Teilrepublik), ist seit 2006 bank-
rott und steht kurz vor der Implo-
sion. Es wird unumgänglich sein,
eine der drei Körperschaften (En-
tität, Kantone, Gemeinde) abzu-
schaffen, um rationalere Institu-
tionen aufzubauen, die den Ge-
meinden und Städte mehr Spiel-
raum einräumen. Eine Regionali-
sierung auf diese Ebene sollte es
ermöglichen, die Ansprüche der
bosnischen Kroaten zu erfüllen,
ohne eine dritte Teilrepublik zu
schaffen. Es geht also darum, ein
leckes Schiff wieder flottzube-
kommen und so die Kräfteverhält-
nisse zwischen den beiden Entitä-
ten auszugleichen.

Zweitens, das Büro des Hohen
Repräsentanten, das seit einigen
Jahren an Schlagkraft verloren
hat, muss jetzt umgewandelt wer-
den, sich von der bosnischen Ta-
gespolitik entfernen und sich aus-
schließlich mit der Staatssouverä-
nität beschäftigen.Die bosnischen
Behörden müssen endlich alle

Die apokalyptische Troika des Balkans gibt es nicht mehr
– Bosnien und Herzegowina steht dennoch vor der

Implosion. Die Konföderation könnte dabei durchaus
Zukunft haben, Mut in den Staatskanzleien vorausgesetzt.

Sarajevo im Februar 1996 (oben) und im Mai 2011: Oberflächlich ist
manches besser geworden, Perspektiven fehlen aber. Foto: Reuters

W.Petritsch undChr. Solioz: Aus-
söhnung und Neustart für Bos-
nien-Herzegowina. Fotos.: APA, CEIS
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